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VET 0181/2023 (STK) 
Einspruch gegen die Änderung der Verordnung über Abstimmungs- und Wahlplaka-
te vom 20. Juni 2023 (VETO Nr. 509) 
 
Die unterzeichnenden Mitglieder des Kantonsrats erheben Einspruch gegen die Änderung der 
Verordnung über Abstimmungs- und Wahlplakate vom 20. Juni 2023 (VETO Nr. 509). 
 
Begründung 21.08.2023: schriftlich. 
 
Insbesondere wird beantragt, § 4 Abs. 1bis sei zu streichen. 
 
Die Bestimmung ist widersprüchlich und nicht nachvollziehbar. Kandelaber sind auch öffentli-
che Sachen («Masten») im Verwaltungsvermögen. Dürfen daher nun. Plakate an Kandelabern 
weiterhin aufgehängt werden oder nicht? Was ist Verwaltungsvermögen und was nicht? Wo 
beginnt der Gemeingebrauch und wo endet er? Alles Fragen, die sich Bürger und Bürgerin-
nen dieses Kantons künftig stellen müssen, wenn sie politisch plakatieren wollen. 
Dem überwiegenden Teil der Bevölkerung dürfte auch nicht bekannt sein, was unter «Ver-
waltungsvermögen» zu verstehen ist. Darf nun bspw. im Umfeld der Gebäude an der Basel-
strasse 40, Rötistrasse 4 oder an der Werkhofstrasse 33 in Solothurn plakatiert werden? In 
diesen Gebäuden befindet sich zwar die kantonale Verwaltung. Die kantonale Verwaltung ist 
aber dort nur eingemietet. Die Gebäude stehen im Eigentum Dritter, was von aussen jedoch 
nicht erkennbar ist. 
Andererseits soll es sich bei den kantonalen Liegenschaften an der Bielstrasse 3 und dem Pa-
lais Besenval um Finanzvermögen handeln (vgl. Mail des Regierungsrates vom 15. August 
2023). Demnach wäre rund um diese Liegenschaften in der Intention des Regierungsrates eine 
Plakatierung erlaubt. Nur, wie soll dies die Bevölkerung ohne Insiderwissen erkennen? 
Um sicher zu gehen, müssten die Betroffenen daher jedes Mal zuerst eine behördliche Zusi-
cherung oder kostenpflichtig den Grundbuchauszug anfordern. 
Gleiches gilt im Übrigen auch für den im zugrundeliegenden RRB vom 20. Juni 2023 verwen-
deten technischen Begriff des «Gemeingebrauchs». Die Plakatierungsverordnung wird derge-
stalt zum schwer bis nicht durchschaubaren «Schloss» im gleichnamigen Roman von Franz 
Kafka. 
Diese Bestimmung ist für die einzelnen Bürger und Bürgerinnen derart schwer verständlich 
und ohne behördliche und anwaltschaftliche Dritthilfe kaum interpretierbar, so dass für sie 
die rechtlichen Konsequenzen einer konkreten Plakatierung – also einer Meinungsäusserung 
– kaum abschätzbar sind, womit ohne weiteres ein grundrechtlich unerwünschter «Chilling 
Effect» eintritt (vgl. Müller / Schefer, Grundrechte in der Schweiz, Bern 2008, S. 375. f.). 
Besagte Bestimmung stellt daher einen unverhältnismässigen Eingriff in das Grundrecht der 
Meinungsfreiheit dar. Zudem fehlt in § 66bis GpR (BGS 113.111) eine hinreichend bestimmte 
gesetzliche Grundlage für einen derart weitreichenden Grundrechtseingriff. Auch das öffent-
liche Interesse ist nicht erkennbar. Die Behauptung, wonach sich die Bevölkerung angeblich 
durch Wahl- und Abstimmungsplakate in ihrem Wohlbefinden oder in ihrer Sicherheit gestört 
fühlt, ist weder substantiiert noch nachgewiesen und stellt deshalb eine reine Schutzbehaup-
tung dar. Die Behauptung kann auch deshalb nicht zutreffen, weil der Regierungsrat – anders 
als bei den Wahl- und Abstimmungsplakaten – bei bewilligungspflichtigen kommerziellen 
(Wild-) Plakaten offensichtlich die Bewilligungspflicht nicht durchsetzt und diese Plakate un-



 

 

behelligt auch an verkehrssensitiven Standorten (z.B. auf Autobahn-Brücken) hängen lässt. 
Hingegen überwiegt das öffentliche Interesse derjenigen, die im Rahmen von demokratischen 
Abstimmungen und Wahlen auf ihr politisches Anliegen aufmerksam machen wollen und dies 
aus finanziellen Gründen mit kommerziellen Plakatanbietern nicht können. 
Nur der guten Ordnung halber weisen wir darauf hin, dass der Verordnungstext bei den «öf-
fentlichen Sachen im Verwaltungssachen» keinen Unterschied macht, ob sich diese im Eigen-
tum des Kantons oder der Gemeinden befinden. Ohne gesetzliche Grundlage wird damit in 
die Gemeindeautonomie nach Art. 3 KV/SO eingegriffen. 
 
Weitere Begründungen im Rat werden vorbehalten. 
 
Unterschriften: 1. Rémy Wyssmann, 2. Andrea Meppiel, 3. Markus Dick, Richard Aschberger, 
Matthias Borner, Johannes Brons, Roberto Conti, Tobias Fischer, Thomas Giger, Walter 
Gurtner, Sibylle Jeker, Kevin Kunz, Beat Künzli, Adrian Läng, Stephanie Ritschard, Jennifer 
Rohr, Werner Ruchti, Christine Rütti, Silvia Stöckli, Thomas von Arx (20) 


